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Allgemein geltende Regelungen 
 

§ 1 Allgemeine Verhaltensempfehlungen 
1Jeder wird angehalten, wo immer möglich zu anderen Personen einen Mindestabstand von 1,5 m 
einzuhalten und auf ausreichende Handhygiene zu achten. 2In geschlossenen Räumlichkeiten ist auf 
ausreichende Belüftung zu achten. 3Wo die Einhaltung eines Mindestabstands von 1,5 m zu anderen 
Personen nicht möglich ist, wird unbeschadet von § 2 empfohlen, eine medizinische Gesichtsmaske 
zu tragen.  

§ 2 Maskenpflicht 

(1) In Gebäuden und geschlossenen Räumen einschließlich geschlossener öffentlicher 

Fahrzeugbereiche, Kabinen und Ähnlichem gilt die Pflicht zum Tragen einer medizinischen 

Gesichtsmaske (Maskenpflicht).  

 

 

(2) Unter freiem Himmel besteht vorbehaltlich speziellerer Regelung Maskenpflicht nur in den 

Eingangs- und Begegnungsbereichen von Veranstaltungen mit mehr als 1 000 Personen. 

 

§ 3 Geimpft, genesen, getestet (3G) 
(1) 1Überschreitet im Gebietsbereich einer Kreisverwaltungsbehörde die Zahl an Neuinfektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen (7-Tage-Inzidenz) 
den Wert von 35, so darf im Hinblick auf geschlossene Räume der Zugang zu  
1. öffentlichen und privaten Veranstaltungen bis 1 000 Personen in nichtprivaten Räumlichkeiten, 

Sportstätten und praktischer Sportausbildung, Fitnessstudios, dem Kulturbereich mit Theatern, 
Opern, Konzerthäusern, Bühnen, Kinos, Museen, Ausstellungen, Gedenkstätten, Objekten der 
Bayerischen Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen, der Gastronomie, dem 
Beherbergungswesen, den Hochschulen, Tagungen, Kongressen, Bibliotheken und Archiven, zu 
außerschulischen Bildungsangeboten einschließlich der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung 
sowie Musikschulen, Fahrschulen und der Erwachsenenbildung, zoologischen und botanischen 
Gärten, außerdem zu Freizeiteinrichtungen einschließlich Bädern, Thermen, Saunen, Solarien, 
Seilbahnen und Ausflugsschiffen, Führungen, Schauhöhlen und Besucherbergwerken, 
Freizeitparks, Indoorspielplätzen, Spielhallen und -banken, Wettannahmestellen, dem 
touristischen Bahn- und Reisebusverkehr und infektiologisch vergleichbaren Bereichen,  

2. Dienstleistungen, bei denen eine körperliche Nähe zum Kunden unabdingbar ist und die keine 
medizinischen, therapeutischen oder pflegerischen Leistungen sind,  

 
vorbehaltlich speziellerer Regelungen dieser Verordnung außerhalb einer zum Betrieb oder 

Durchführung nötigen beruflichen oder gemeinwohldienlichen ehrenamtlichen Tätigkeit nur durch 

solche Personen erfolgen, die im Sinne des § 2 Nr. 2, 4, 6 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-

Ausnahmeverordnung (SchAusnahmV) geimpft, genesen oder getestet sind. 2Zu diesem Zweck sind 

Anbieter, Veranstalter und Betreiber zur Überprüfung der vorzulegenden Impf-, Genesenen- oder 

Testnachweise verpflichtet. 

 

 



§ 6 Infektionsschutzkonzepte 
(1) 1Im Bereich des Handels, der Märkte und Einkaufszentren, der Dienstleistungen und des 

Handwerks mit Kundenverkehr, der Einrichtungen nach § 9 Abs. 1 und 2 sowie in ambulant betreuten 

Wohngemeinschaften der außerklinischen Intensivpflege, bei öffentlichen und privaten 

Veranstaltungen, Versammlungen nach Art. 8 des Grundgesetzes in geschlossenen Räumen, für 

Sportstätten und Sportveranstaltungen, Freizeiteinrichtungen jeder Art, die Gastronomie, das 

Beherbergungswesen, Tagungen, Kongresse, Messen, Hochschulen, Schulen, Angebote der 

Kindertagesbetreuung, die berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung, die außerschulische Bildung, 

Bibliotheken, Archive, im Bereich der Kultur, für Theater, Opern, Konzerthäuser, Bühnen, Kinos, 

Museen, Ausstellungen, Gedenkstätten, Objekten der Bayerischen Verwaltung der staatlichen 

Schlösser, Gärten und Seen, Laien- und Amateurensembles sowie in vergleichbaren Fällen hat der 

Betreiber oder Veranstalter ein individuelles Infektionsschutzkonzept zu erarbeiten und zu beachten. 

2Dies gilt nicht, wenn eine Veranstaltung oder Versammlung weniger als 100 Personen umfasst. 3Die 

zuständige Behörde kann allgemein oder im Einzelfall die Erstellung eines Infektionsschutzkonzepts 

verlangen. 4Soweit nichts Abweichendes geregelt ist, sind die Infektionsschutzkonzepte der 

zuständigen Kreisverwaltungsbehörde nur auf Verlangen vorzulegen. 

 


